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Ich rufe auf: 

3 Gelebtes Open Government: Öffentliche De-
batte zum Landeshaushalt! 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1623 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die Fraktion 
der Piraten Herrn Abgeordneten Schulz das Wort. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

(Unruhe) 

– Vielleicht warte ich besser noch, bis alle gegan-
gen sind – was allerdings ein bisschen schade ist; 
denn es geht gerade um ein wesentliches Thema, 
das die meisten Fraktionen in diesem Hause mitt-
lerweile als Kernthema der Politik in diesem Lande 
verstanden wissen wollen. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Es geht nämlich um Open Government, es geht um 
Bürgerbeteiligung, es geht um Transparenz – auch 
und insbesondere in Zusammenhang mit der anste-
henden Haushaltsdebatte, die wir heute eröffnet 
hatten. Dabei haben wir Fragestellungen hinsichtlich 
des Selbstverständnisses der Piraten und der ande-
ren Fraktionen in diesem Hause gehört. 

Der hier vorliegende Antrag dokumentiert unser 
Selbstverständnis bestens. Wir stehen nicht als freie 
Vollstrecker einmaliger Stimmabgabe an Wahlurnen 
alle fünf Jahre und sitzen nicht hier, um dann zu 
warten, ob wir wiedergewählt werden, sondern ver-
stehen unser Selbstverständnis dahin gehend, dass 
wir Bestandteil eines permanenten politischen Ent-
scheidungsprozesses und einer Meinungsbildung 
gemeinsam mit den Bürgern und für die Bürger 
sind. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Kommen wir zu dem Antrag: Der Antrag setzt mei-
nes Erachtens ein Zeichen im Hinblick auf eine of-
fene Haushaltsführung in Nordrhein-Westfalen. 
Nachdem wir in den Ausschüssen moniert hatten, 
dass uns auf Nachfragen kein maschinenlesbares 
Material zum Haushalt an die Hand gegeben wer-
den konnte, haben wir zu unserer Verwunderung 
gehört, dass dies gleichwohl im Landtag ein fraktio-
nenübergreifendes Petitum ist. Dies wurde uns 
wortwörtlich so ins Gesicht gesagt. Das finden wir 
zwar grundsätzlich gut; nur müssen wir es umge-
setzt wissen. Es nützt insofern nichts, wenn irgend-
welche Runden beteuern: Wir werden dies mal ma-
chen! Wir wollen dies mal tun! 

So schön es ist, dass es in der Staatskanzlei oder 
bei der Frau Ministerpräsidentin eine Gruppe gibt, 

die sich um ein Open Government kümmert, wäre 
es natürlich sehr schön, wen alsbald auch „gemacht 
würde“, wenn also direkt einmal in die Umsetzung 
gegangen würde. Das können wir tun, ganz beson-
ders auch mit dem Haushalt. Mit dem Haushalt 
2012 haben wir das bereits belegt, den wir wenige 
Tage nach seiner Veröffentlichung bereits maschi-
nenlesbar umgesetzt und den Mitgliedern unserer 
Partei sowie der Öffentlichkeit zur Verfügung ge-
stellt haben. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wir sind die Le-
gislative. Wir können das alles machen. Das, was 
wir hier fordern und wollen, können wir umsetzen, 
und zwar sofort. Wir könnten über unseren Antrag 
theoretisch direkt abstimmen. Zwar wird der Antrag 
in den Ausschuss überwiesen; aber wir könnten hier 
und heute sagen: Wir sind alle dafür, den Haushalt 
sofort zu veröffentlichen, den Bürgern und Bürge-
rinnen dieses Landes die Möglichkeit geben, an 
diesem Haushalt durch Fragestellungen, Mitwirkung 
oder Anregungen zu partizipieren, das heißt mitzu-
wirken. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Wie wir heute schon von unserem verehrten Herrn 
Fraktionsvorsitzenden gehört haben, klappt das 
auch. Die Piraten in Schleswig-Holstein haben es 
bereits unter Beweis gestellt. Am wichtigsten er-
scheint uns dabei, dass wir uns als Gesellschaft 
mehr mit der Politik in Form des Haushalts beschäf-
tigen müssen. Davon sind wir alle abhängig: Davon 
ist das Gemeinwohl abhängig. Davon ist die Da-
seinsvorsorge abhängig. Davon ist alles abhängig, 
wovon wir hier in diesem hohen Hause ständig re-
den. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Gleichzeitig setzen wir mit unserem Antrag ein Zei-
chen und fordern Bildungsangebote für eine über 
einen DIN-lang-Flyer hinausgehende Beschäftigung 
und Befassung mit der Haushaltspolitik des Landes. 
Egal ob in den Projektwochen in den weiterführen-
den Schulen, Abendveranstaltungen an Volkshoch-
schulen, Kursen für Gasthörer an Universitäten: Je-
der Mensch soll Interesse entwickeln und sich in-
formieren sowie an der Gestaltung der Politik in die-
sem Lande mitwirken können. 

Wir verwahren uns dabei gegen die Vorstellung, 
dass sich lediglich kleine Teile der Regierungsfrak-
tionen in den Hinterzimmern über fiskalische Aus-
wirkungen ihrer Politik Gedanken machen. Vielmehr 
stehen wir für den Diskurs ein, der breit anzulegen 
ist und vor allen Dingen öffentlich stattzufinden hat, 
vor dem Hintergrund veröffentlichter Zahlen des 
Haushalts, die für jeden zugänglich sind, die vor al-
len Dingen auch unter Berücksichtigung der techni-
schen Möglichkeiten bedeuten, dass wir zumindest 
im 20. Jahrhundert angekommen sind, wiewohl wir 
uns bereits im 21. Jahrhundert befinden. Von daher 
sollte es möglich sein, dass ein Land wie Nordrhein-
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Westfalen, das Technologiestandort sein möchte, 
das alsbald umsetzt. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Dazu ist im zweiten Teil unseres Antrags ein weite-
rer wichtiger Punkt zu finden. Besonders interessant 
ist es, dass es um die laufenden Haushalte eines 
laufenden Wirtschaftsjahres geht. Dabei geht es um 
Bewirtschaftungszahlen. Auch diese Zahlen sind 
öffentlich zu stellen. Das ist technisch möglich. Das 
bestätigt uns IT.NRW. Das bestätigten uns Sach-
verständige in der Anhörung im Innenausschuss in 
der letzten Woche. 

Das gibt es alles. Es gibt auch eine Arbeitsgruppe 
„Haushaltsrecht und Haushaltsvollzug“, die schon in 
der 14. Wahlperiode befürwortete, dass man Infor-
mationssysteme, die im Land bereits existieren, für 
solche Zwecke hervorragend nutzen kann. 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist beendet. 

Dietmar Schulz (PIRATEN): Ich komme zum Ende. 
Danke, Herr Präsident! – Wir könnten noch viele 
Beispiele anführen, dass es in anderen Ländern – 
übrigens auch in Baden-Württemberg – bereits 
funktioniert und es in anderen Ländern unserer Erde 
hervorragende Visualisierungen und Darstellungen 
des Haushaltes gibt. Wir sollten das tun und umset-
zen. Wir sollten handeln und nicht nur reden. 

Gleichwohl sind wir natürlich erfreut darüber, dass 
wir das hoffentlich alsbald im Ausschuss umsetzen 
können. Ich bitte um Ihre freundliche Zustimmung 
zur Überweisung des Antrags in den Haushalts- und 
Finanzausschuss. 

(Beifall von den PIRATEN)  

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulz. – Für die SPD-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Kämmerling. 

Stefan Kämmerling (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Dieses Plenum hat unlängst den Antrag der Frakti-
onen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen mit der 
Überschrift „Modernes Regieren im digitalen Zeital-
ter“ beraten. Lassen Sie mich die Schlagworte des 
Antrags der Koalitionsfraktionen noch einmal im 
Schnelldurchlauf skizzieren: 

Unterstützung lokaler und regionaler Open-Govern-
ment-Projekte, Umsetzung der NRW-Strategie mög-
lichst bereits Mitte 2013! Auch Bürgerinnen und 
Bürger ohne Internetzugang sollen die Möglichkeit 
größerer Partizipation erhalten. Forum digitale Bür-
gerbeteiligung, verstärkter Einsatz freier Lizenzen in 
den Landesverwaltungen, Wettbewerbe, öffentlich 

bereitgestellte Datenapplikationen, Einbindung von 
Entwicklern. 

Ich wiederhole diese Kernpunkte hier, um dem 
Haus darzulegen, dass der heutige Antrag der Frak-
tion der Piraten in weiten Teilen durch die Initiative 
von SPD und Grünen bereits erledigt ist. 

(Monika Pieper [PIRATEN]: Bitte?) 

„In weiten Teilen“ heißt aber nicht, dass beide An-
träge identisch wären. Gut, der unsere war ganz of-
fensichtlich die Basis für den Ihren. Aber Sie bezie-
hen sich ja zudem konkret darauf, Bürgerinnen und 
Bürgern den Landeshaushalt zugänglicher zu ma-
chen. 

Sie wollen dies grafisch unterstützt sehen und die 
Möglichkeit von Auswertungen. Diesen Ansatz kann 
man begrüßen. Dieser Antragsteil wäre durchaus 
zustimmungsfähig. Wäre er, gäbe es nicht eine Sit-
zung der AG Haushaltsrecht vom Anfang des Jah-
res 2012. In dieser Arbeitsgruppe haben SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen die Forderung nach einer 
graphischen Aufbereitung des Landeshaushalts 
sowie eine benutzerfreundliche Darstellung in 
Baumstrukturen gefordert. Die Zusicherung des Fi-
nanzministeriums, dem nachzukommen, ist in die-
ser Sitzung ebenfalls erfolgt. Das Ministerium will 
sich dazu einer bewährten Software des Bundes 
bedienen. 

Eine Anmutung dessen erhalten Sie unter bundes-
haushalt-info.de. – Auch zu diesem Teil Ihres An-
trags darf ich also feststellen: Die Idee ist gut, aber 
nicht neu sowie zudem durch uns bereits abgear-
beitet. 

(Lachen von den PIRATEN)  

Lassen Sie mich zum Schluss noch auf zwei Punkte 
eingehen. Erstens: Sie bemängeln in Ihrem Antrag, 
dass ein Landeshaushalt Tausende Seiten habe 
und darum abschreckend wirke. Ja, meine Damen 
und Herren, ein Landeshaushalt hat viele Seiten, 
und das werden wir auch nicht durch grafische Dar-
stellungen vollumfänglich aufheben können. 

Der Haushalt eines Bundeslandes bedarf intensiver 
Beschäftigung und ist untrennbar mit großem Zeit-
aufwand verbunden. Wir müssen deshalb auch von 
Ihnen, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der 
Piratenfraktion, erwarten können, dass Sie sich die-
sem Aufwand stellen. 

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Wie soll das 
denn gehen?) 

Wenn das Teilen Ihrer Fraktion nicht möglich ist, 
dann ist das sicherlich problematisch. Es scheint mir 
fast so problematisch wie die Tatsache, dass Sie 
ausweislich Ihrer eigenen Onlinekommunikation be-
reits die Dauer einer Plenarsitzung an die Grenzen 
Ihrer Aufnahmefähigkeit bringt. 

(Zuruf von den PIRATEN: Oh!) 
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Zweitens und abschließend: Der Haushalt ist Ihnen 
schon jetzt zu unübersichtlich. Darum sollen nach 
der Logik Ihres Antrags noch weitere Zigtausende 
Belege digital dazugepackt werden. Sie treten für 
Datenschutz ein, wollen aber gleichzeitig daten-
schutzwürdige Haushaltsbelege online stellen.  

Das, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist wider-
sprüchlich. Das passt alles nicht zusammen, und 
damit ist kein Staat zu machen – weder in NRW 
noch sonst wo. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege. – Für die CDU-Fraktion spricht Herr 
Kollege Schmitz. 

Hendrik Schmitz (CDU): Herr Präsident! Sehr ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute 
einen Antrag der Piratenfraktion zum Thema „Ge-
lebtes Open Government: Öffentliche Debatte zum 
Landeshaushalt!“. Darin stellen die Piraten ver-
schiedene Forderungen zur Verbesserung der 
Transparenz und des Bürgerdialogs auf. Und um es 
direkt vorweg zu sagen: Einige sind aus unserer 
Sicht sehr unterstützenswert, und einige sind sicher-
lich nur sehr schwer umsetzbar. 

Wie in diesem Antrag richtigerweise dargelegt wird, 
spielt insbesondere Transparenz im Zusammen-
hang mit Haushaltsplanung eine wichtige Rolle, um 
die Landesfinanzierung langfristig durch einen brei-
ten gesellschaftlichen Konsens von Regierung, von 
Parlament, von Institutionen, von Verbänden und 
vor allem auch von Bürgerinnen und Bürgern trag-
fähig zu machen. Legt man nun dieses grundsätzli-
che Verständnis des Open Government zugrunde, 
so kommt man konsequenterweise zu dem Schluss, 
dass der von der Landesregierung präsentierte 
Haushaltsentwurf 2013 mit seinen nebulösen Glo-
balpositionen hiermit rein gar nichts gemein hat. 
Das hat nichts mit Transparenz in dieser Form ge-
mein. 

(Beifall von den PIRATEN) 

Denn da findet man rund 160 Millionen € globale 
Mehreinnahmen und über 800 Millionen € globale 
Minderausgaben. Das sind Zahlen, verehrte Damen 
und Herren, unter denen sich wohl kaum jemand 
jenseits der jeweiligen Ministeriumsmauern etwas 
vorstellen kann. 

(Beifall von der CDU und den PIRATEN) 

Im Klartext heißt das: Es wird den Bürgerinnen und 
Bürgern dieses Landes und auch uns im Parlament, 
verehrte Kolleginnen und Kollegen, als Haushalts-
gesetzgeber nicht ehrlich gesagt, wo denn nun ge-
spart werden soll. Uns wird mit dem Instrument der 
globalen Mehr- und Minderausgaben unser haus-

haltswirtschaftliches Bestimmungs- und Steue-
rungsrecht aus der Hand geschlagen. 

(Beifall von der CDU) 

Und dann wird irgendwo im Haushaltsvollzug weni-
ger ausgegeben, als den Menschen hier in NRW 
zunächst versprochen wurde. Wo es aber letztend-
lich fehlt oder – besser gesagt – nicht ankommt, 
wird hier nicht gesagt. Das verschwindet im Nebel 
der globalen Minderausgaben. 

Etwas Entscheidendes kommt noch hinzu, meine 
Damen und Herren: Ohne diese Globalpositionen 
würde dieser Haushaltsentwurf auf eine Neuver-
schuldung von 4,5 Milliarden € kommen, und damit 
würde er sogar die rechtliche Höchstgrenze der 
Landesverfassung übersteigen. 

Meine Damen und Herren, um es hier deutlich zu 
sagen und auch Ihnen von der regierungstragenden 
Koalition ins Stammbuch zu schreiben: Ehrliche, so-
lide und vor allem transparente Haushaltspolitik stel-
le ich mir anders vor. Das sollten Sie besser kön-
nen. 

(Beifall von der CDU) 

Aber das wichtige Thema, das die Piraten mit ihrem 
Antrag hier ansprechen, ist für uns in NRW nicht 
einmal neu. Bereits seit über zehn Jahren beraten 
wir im Parlament das Projekt EPOS, nämlich die 
Modernisierung des staatlichen Rechnungswesens. 
EPOS.NRW hat das Ziel, Transparenz über Vermö-
gen und – das ist mir als junger Abgeordneter natür-
lich sehr wichtig – den Ressourcenverbrauch her-
zustellen sowie eine outputorientierte Steuerung – 
das heißt ja letztendlich nichts anderes als eine wir-
kungsorientierte politische Steuerung – zu ermögli-
chen.  

Hierzu gibt es im Parlament einen breiten Konsens, 
und daher hat auch die Arbeitsgruppe Haushalts-
recht und Haushaltsvollzug des Haushalts- und Fi-
nanzausschusses ihre Arbeit inzwischen wieder 
aufgenommen. Begrüßen möchte ich an dieser 
Stelle, dass sich die regierungstragenden Fraktio-
nen in ihrem Koalitionsvertrag ausdrücklich für eine 
Fortsetzung der Umstellung des Rechnungswesens 
sowie für die Einführung der Kosten- und Leistungs-
rechnung ausgesprochen haben. Zudem hat die 
Landesregierung inzwischen die Fortsetzung von 
EPOS beschlossen. 

Meine Damen und Herren, zusammenfassend ist zu 
sagen: Möchte man Politik nicht an den Menschen 
vorbei, sondern mit den Menschen machen, so 
muss man ihnen auch das nötige Handwerkszeug 
geben. Hier bieten Open Government und Open 
Government Data einen guten Ansatz. Wie jedoch 
ein Partizipationsmodell in diesem Kontext letztlich 
aussehen könnte und welche Plattformen Chancen, 
aber – das möchte ich an dieser Stelle noch einmal 
betonen – auch Risiken beinhalten, das muss sorg-
fältig analysiert werden. Die öffentliche Anhörung, 
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die auch im Stream übertragen wurde, hat uns be-
reits erste Anhaltspunkte geliefert. 

(Matthi Bolte [GRÜNE]: Wer wollte das denn, 
dass das im Stream übertragen wird?) 

Frei verfügbare Informationen müssen in einer Um-
gebung abrufbar sein, die persönliche Daten nicht 
unbefugten Dritten zugänglich macht. Weder unse-
rem Land noch unseren Bürgern ist mit einem da-
tenschutzrechtlichen Tanz auf Messers Schneide 
geholfen. Bis ein entsprechendes Gesamtkonzept 
zum Open Government vorliegt, wünsche ich mir, 
dass die bereits vorhandenen Möglichkeiten zur 
Umsetzung von mehr Transparenz auch tatsächlich 
genutzt werden. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns als CDU-
Fraktion an den anstehenden Beratungen des An-
trags konstruktiv beteiligen und stimmen damit na-
türlich einer Überweisung an den Ausschuss zu. – 
Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schmitz. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht Herr Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Im September haben – das 
ist eben schon angesprochen worden – die regie-
rungstragenden Fraktionen den Antrag „Modernes 
Regieren im digitalen Zeitalter“ eingebracht, und da-
rin haben wir Eckpunkte für eine Open-Govern-
ment-Strategie des Landes Nordrhein-Westfalen 
definiert. Am vergangenen Donnerstag fand dazu 
die eben auch schon angesprochene Anhörung des 
Innenausschusses statt. 

Ich möchte kurz darauf eingehen, dass diese Anhö-
rung auch über einen Stream übertragen wurde. 
Das war beileibe nicht aus Interesse der CDU-
Fraktion. Es war der Ausschussvorsitzende aus der 
CDU-Fraktion, der das mit einem Verweis auf einen 
nicht existierenden Ältestenratsbeschluss noch tor-
pedieren wollte.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Sie sollten sich nicht mit fremden Federn schmü-
cken, Herr Kollege.  

Mit unserer Open-Government-Strategie wollen wir 
für mehr Transparenz sorgen, für mehr Mitbestim-
mungsmöglichkeiten, letzten Endes für ein neues 
Verhältnis von Bürgerinnen und Bürgern, Politik und 
Verwaltung. Dazu muss ich einmal zu den Kollegin-
nen und Kollegen von der Piratenfraktion sagen: 
Diese Ideen und Vorstellungen für dieses neue 
Verhältnis sind über viele Jahre gewachsen. Sie 
kommen immer mit einem Impetus, als müssten Sie 
uns erklären, wie Demokratie funktioniert.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Nordrhein-Westfalen ist kein Schurkenstaat. Wir 
wissen sehr wohl, was Demokratie ist und was es 
damit auf sich hat. Wir wissen aber auch – das ge-
stehe ich ohne Weiteres zu –, dass es durchaus 
Punkte gibt, mit denen wir politische Prozesse ver-
bessern können. Deswegen haben wir Open 
Government, auch ein Transparenzgesetz, als ganz 
konkrete und prominente Maßnahmen in Koalitions-
vertrag definiert. Ich kann insofern sagen: Das steht 
im Koalitionsvertrag, und es wird kommen.  

Ich möchte aber noch eines ganz klar sagen: Bei 
jedem Mitbestimmungsprozess, den man anlegt, 
geht es auch darum, dass die Form des Prozesses 
zum Gegenstand passt, also dazu passt, worüber 
es eigentlich Mitbestimmung geben soll. Ich glaube, 
dass dies nur dann gewährleistet ist, wenn es ein 
Gesamtkonzept gibt, also eine solche Strategie, wie 
wir sie von den regierungstragenden Fraktionen 
vorgeschlagen haben.  

Wenn Sie da einzelne Maßnahmen herausgreifen, 
will ich zumindest die Gefahr benennen, dass wir 
am Ende eine Situation bekommen, in der wir den 
Bürgerinnen und Bürgern, die wir als regierungstra-
gende Fraktionen – genauso wie sie und die ande-
ren Fraktionen wohl auch – einbeziehen wollen, 
statt einer Kiste mit blauen Büchern einen Daten-
satz in die Hand geben. Damit wäre für Transpa-
renz und Mitbestimmung nichts gewonnen. Deswe-
gen ist für mich ganz zentral, dass wir ein Gesamt-
paket für Partizipation schaffen.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Dabei wird Open Data helfen. Weil Open Data rich-
tig und sinnvoll ist, machen wir das auch. An den 
Stellen, wo es noch nicht passiert, werden wir es 
vorantreiben. Wir werden unsere offenen Datenbe-
stände sukzessive ausweiten. Insofern sind – das 
können Sie für die weiteren Beratungen mitneh-
men – einige Ansätze, gerade was offene Daten-
sätze angeht, in Ihrem Antrag durchaus richtig. Das 
gestehe ich ohne Weiteres zu, auch wenn die Ideen 
nicht unbedingt neu sind.  

Wenn Sie sich über das Tempo beschweren, kann 
ich dazu sagen: Das ist halt so, das macht die Op-
position eben, wenn sie eine Idee von der Regie-
rung gut findet, dass sie dann sagt, dass das Tem-
po falsch ist. Das ist okay. 

Im Rahmen der Open-Government-Strategie müs-
sen und können wir auch beim Haushalt über neue 
Formen von Mitbestimmung sprechen. Es ist völlig 
in Ordnung, dass Sie die heutige Debatte angesto-
ßen haben. Darüber können wir dann auch reden. 
Ich weiß aber nicht, ob das bei einem Haushalts-
entwurf, der heute Morgen im Parlament einge-
bracht wurde, sinnvoll ist. Wir sind Ende 2012, und 
es geht um den Haushaltsentwurf für 2013. Wir ha-
ben eine klare Aufgabenstellung vom Verfassungs-
gericht bekommen, dass das Haushaltsverfahren 
zügig abgeschlossen werden muss. Das wird Ihnen 
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gefallen. Sie nehmen ja immer die alten Textbau-
steine von der Linken und lesen die vor.  

Partizipation macht Arbeit und erfordert Engage-
ment und vor allem Zeit. Das ist auch gut so. Wenn 
ich nämlich einen Partizipationsprozess durchführen 
will, muss ich das auch seriös machen. Sonst streue 
ich den Bürgerinnen und Bürgern Sand in die Au-
gen und suggeriere ihnen Mitbestimmungsmöglich-
keiten, die es nicht gibt. Deswegen müssen wir, 
wenn wir über Partizipation sprechen, das seriös 
machen und dürfen das nicht einfach nur für die Ga-
lerie fordern, sondern müssen das wirklich gemein-
sam angehen. 

(Dr. Joachim Paul [PIRATEN]: Völlig d‘accord!) 

Insofern habe ich wahrgenommen – das habe ich 
auch aus den Debatten entnommen, die wir bisher 
schon dazu hatten, weil das Thema Open Govern-
ment ja so ganz neu nicht ist und uns, wie ich das 
schon angesprochen habe, mehrfach in der letzten 
Zeit beschäftigt hat –, dass sich in diesem Hause 
viele für das Thema interessieren. Deshalb bin ich 
guter Hoffnung, dass wir diesen Prozess gemein-
sam voranbringen. Ich lade jedenfalls alle Kollegin-
nen und Kollegen ganz herzlich dazu ein, an die-
sem wichtigen Thema für uns, für Nordrhein-
Westfalen und für unsere Bevölkerung mitzuwirken 
und es zu einem Erfolg zu machen. Denn ich glau-
be, unser Land braucht ein solches Projekt. – Herz-
lichen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN und der SPD) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Abgeordneter Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist gut, dass sich der Landtag in die-
ser Wahlperiode bereits mehrfach mit dem Thema 
Open Government beschäftigt hat. Die FDP hat bei 
diesen Gelegenheiten jeweils klar Position für mehr 
Transparenz bezogen und unterstützt nachdrücklich 
die Forderung, Open Government in Nordrhein-
Westfalen zu implementieren.  

Wie an dieser Stelle bereits ausgeführt, ist in der 
digitalen Gesellschaft Transparenz eine besonders 
wichtige Anforderung an Politik und Verwaltung. 
Ausreichende Transparenz, gerade die Verfügbar-
keit von Informationen, ist eine notwendige Voraus-
setzung, damit sich Bürger beteiligen, einbringen 
und ihre Anliegen äußern können. Vor allem wollen 
die Menschen Klarheit darüber, was mit den öffent-
lichen Mitteln und damit mit dem Geld der Steuer-
zahler geschieht. 

Der heute zu beratende Antrag der Piratenfraktion 
kann in dieser Form gleichwohl unsere Unterstüt-
zung nicht finden. In einigen Punkten ist der Antrag 
nicht praktikabel; man würde das Kind mit dem Ba-

de ausschütten. Die Herstellung größerer Transpa-
renz, insbesondere im Landeshaushalt, ist nicht 
zum Nulltarif zu haben und wird zwangsläufig zu-
nächst mit einem erhöhten Aufwand verbunden 
sein.  

Alle Transparenzbemühungen dürfen daher das 
Ziel, den Bürgern mehr Beteiligung zu ermöglichen, 
nicht aus den Augen verlieren. Eine systematische 
Veröffentlichung der Haushaltsbelege würde indes-
sen lediglich zu einem riesigen Datenfriedhof füh-
ren. Allein der Landtag mit seinen 287 Mitarbeitern 
und 35 rechnungsbearbeitenden Stellen müsste bei 
nur 15 Belegen pro Arbeitstag bereits eine sechs-
stellige Zahl an Haushaltsbelegen im Jahr veröffent-
lichen. Auf alle Landesbehörden bezogen wird ei-
nem bei der Anzahl der Belege geradezu schwinde-
lig. Hier sähe man den Wald vor lauter Bäumen 
nicht mehr. Damit ist dem Bürger doch nicht gehol-
fen!  

Ein Kommunikationsprozess – Ziffer 4 des Antrags – 
von mindestens sechs bis acht Wochen würde die 
Haushaltsberatungen weiter verzögern. In Zusam-
menschau mit dem jüngsten Urteil des Verfassungs-
gerichtshofs vom 30.10.2012 zum Vorherigkeitsgebot 
würde damit wohl eine noch einmal deutlich frühere 
Haushaltsaufstellung und -einbringung erforderlich.  

Zudem sei klargestellt, dass aufgrund des Budget-
rechts des Parlaments die Entscheidungen über 
den Haushalt nur durch den Landtag selbst getrof-
fen werden können.  

Die eher kryptisch gehaltene Forderung nach einem 
gesonderten Haushaltsbewirtschaftungsplan in Zif-
fer 5 des Antrags erschließt sich in keiner Weise. 
Worin soll denn der Sinn eines weiteren Planungs-
instruments neben dem Haushaltsplan liegen? Oder 
soll damit in etwa so etwas wie das automationsge-
stützte Informationssystem über die Bewirtschaftung 
des Haushalts gemäß § 34 Abs. 5 der Landeshaus-
haltsordnung gemeint sein? 

Entscheidend für das Ergebnis ist nämlich letztlich 
vor allem der Haushaltsvollzug durch die Regierung. 
Die FDP hat das exemplarisch im Innen- und 
Rechtsbereich für die Jahre 2010 und 2011 abge-
fragt. Daraus ergeben sich über Jahre massive Dif-
ferenzen zwischen dem, was für einzelne Titel ver-
anschlagt wurde, und dem, was von der Regierung 
tatsächlich dafür verausgabt wurde. Deckungsfä-
higkeiten machen es möglich. 

Gerade hier müssen wir aus meiner Sicht nach dem 
Grundsatz der Haushaltsklarheit und -wahrheit drin-
gend ansetzen und zu mehr Transparenz kommen. 
Ein Subventionsbericht – angelehnt an den für den 
Bundeshaushalt veröffentlichten Bericht – wäre si-
cherlich ein deutlicher Beitrag zu mehr Transparenz. 
Die Bürger wären so eher in der Lage, die Verwen-
dung ihrer Steuergelder nachzuvollziehen, und 
könnten sich dann selbst ein Bild über Sinn und 
Zweck der Subventionsleistungen machen. 
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Insgesamt ist für die FDP-Fraktion jedoch zu resü-
mieren, dass der Antrag im Kern eine richtige Ziel-
richtung hat, in der jetzigen Form aber weder die 
geeigneten Mittel noch das erforderliche Maß bein-
haltet, um das Ziel der Transparenz im Landes-
haushalt sinnvoll zu erreichen. 

Hier im Hohen Haus habe ich bereits mehrfach da-
rauf hingewiesen, dass die FDP nunmehr die Lan-
desregierung in der Verantwortung sieht. Deshalb 
fordere ich Sie erneut auf, endlich einmal etwas 
Substanzielles zum Thema Open Government, et-
wa den Entwurf eines neuen Transparenzgesetzes, 
in den Landtag einzubringen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wedel. – Für die Landesregierung 
spricht in Vertretung des Finanzministers 
Dr. Walter-Borjans Herr Minister Schneider. 

Guntram Schneider, Minister für Arbeit, Integration 
und Soziales: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Mit dem Antrag der Fraktion der Piraten 
werden zwei unterschiedliche Sachverhalte ange-
sprochen, zu denen auch unterschiedliche Ge-
sichtspunkte zu beachten sind. 

Zunächst einige Bemerkungen zur Bereitstellung 
von Haushaltsdaten. Die in Drucksache 16/811 be-
schriebenen Ziele für eine Open-Government-
Strategie werden von der Landesregierung auch 
künftig konsequent weiterverfolgt. Bereits heute 
stellt die Landesregierung den Haushaltsplan im In-
ternet zur Verfügung. Der Datenbestand steht am 
Tage der Einbringung jedem Bürger zur Verfügung 
und kann mit ebenfalls bereitgestellten Programmen 
ausgewertet werden. Dieses Angebot wird künftig 
mit dem Ziel erweitert, die Haushaltsdaten mit all-
gemeinverfügbaren Programmen für jeden Bürger 
auswertbar zu machen. 

Zur Bürgerbeteiligung: Zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die Fraktion der Piraten einen Kommunikationspro-
zess mit dem Bürger fordert, liegt der Haushalts-
entwurf bereits dem Parlament vor. Veränderungen 
gegenüber dem Entwurf können nur im Rahmen 
von Änderungsanträgen durch das Parlament erfol-
gen. Die Landesregierung ist daher nicht der geeig-
nete Adressat für die angeregten Änderungen im 
Beratungsverfahren. Während die Beteiligung von 
Bürgern auf kommunaler Ebene rechtlich zulässig 
ist, gilt für das Land Nordrhein-Westfalen nach den 
Vorschriften der Landesverfassung das Prinzip der 
repräsentativen Demokratie.  

Der Landesregierung ist der Dialog mit den Bürge-
rinnen und Bürgern wichtig. Wir gehen hier Schritt 
für Schritt voran. So haben wir den Haushaltsplan 
2011 zur Diskussion auf „NRW.de“ gestellt. In 240 
Beiträgen haben sich die Bürgerinnen und Bürger 

mit Anregungen und Vorschlägen eingebracht. 
40.000 Bewertungen wurden abgegeben. 

Wir sehen das als ein sehr positives Zeichen, die-
sen Weg von mehr direkter Kommunikation mit den 
Menschen weiterzugehen und auszubauen. Wir 
werden dazu noch in diesem Jahr Vorschläge ma-
chen. Außerdem haben wir gerne das Angebot aus 
der Fraktion der Piraten aufgegriffen, die gemein-
same Diskussion für mehr Transparenz in der nord-
rhein-westfälischen Politik zu führen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Eckhard Uhlenberg: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen mehr vor. Wir sind damit am Schluss der 
Beratung. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/1623 an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss – federführend – sowie an den Hauptaus-
schuss. Die abschließende Beratung und Abstim-
mung soll im federführenden Ausschuss in öffentli-
cher Sitzung erfolgen. Wer dem seine Zustimmung 
geben kann, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Wer kann dem nicht seine Zustimmung geben? – 
Wer enthält sich? – Damit ist die Überweisung ein-
stimmig erfolgt. 

Ich rufe auf: 

4 EU-Datenschutzreform: Hohe Datenschutz-
standards sicherstellen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/1626 

Änderungsantrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/1674 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die SPD-
Fraktion dem Herrn Abgeordneten Schlömer das 
Wort.  

Dirk Schlömer (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren auf der Besuchertribüne! 
Am 15. Januar dieses Jahres legte die Europäische 
Kommission einen Entwurf zur Novellierung des eu-
ropäischen Datenschutzrechts vor. Die bislang gel-
tende 17 Jahre alte Datenschutzrichtlinie soll durch 
die Datenschutzgrundverordnung abgelöst werden. 
Ebenfalls soll die Richtlinie für den Bereich der poli-
zeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Straf-
sachen den bestehenden Rahmenbeschluss aus 
dem Jahre 2008 ersetzen.  
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